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BESCHLUSS 
 

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch die Richterin Dr. Verena JEDLICZKA-MESSNER als Einzelrichterin 
in dem von Amts wegen eingeleiteten Verfahren über die durch den mündlich verkündeten Bescheid des 
Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 02.10.2017, Zl. 820321001-171116144, erfolgte Aufhebung des 
faktischen Abschiebeschutzes betreffend XXXX, geb. XXXX, StA. Afghanistan, folgenden Beschluss: 
 

A) 
 

Die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes ist gemäß § 12a Abs. 2 und § 22 Abs. 10 AsylG 2005 iVm § 
22 BFA-Verfahrensgesetz rechtmäßig. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

BEGRÜNDUNG: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der Fremde, ein afghanischer Staatsangehöriger, stellte am 17.03.2012 (erstmals) einen Antrag auf 
internationalen Schutz. 
 

2. Das Bundesasylamt wies den Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mit Bescheid vom 20.08.2012 
bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 
(Spruchpunkt I.) und bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den 
Herkunftsstaat Afghanistan gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt II.) ab. Gemäß § 
10 Abs. 1 AsylG 2005 wurde der Fremde aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Afghanistan ausgewiesen 
(Spruchpunkt III.). 
 

3. Mit Erkenntnis vom 16.09.2014 wies das Bundesverwaltungsgericht die gegen diesen Bescheid gerichtete 
Beschwerde hinsichtlich der Spruchpunkte I. und II. ab und verwies das Verfahren zur Prüfung der Zulässigkeit 
einer Rückkehrentscheidung an das nunmehr zuständige Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zurück. 
 

4. Mit Bescheid vom 28.01.2015 erteilte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl dem Fremden einen 
Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß §§ 57 und 55 AsylG 2005 nicht, erließ gegen 
den Fremden gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-VG eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 
Abs. 2 Z 2 FPG und stellte gemäß § 52 Abs. 9 FPG fest, dass eine Abschiebung gemäß § 46 FPG nach 
Afghanistan zulässig sei. Weiters sprach das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl aus, dass gemäß § 55 Abs. 
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1 bis 3 FPG die Frist für die freiwillige Ausreise zwei Wochen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung 
betrage. 
 

5. Die dagegen erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 10.08.2017 als 
unbegründet abgewiesen. 
 

6. Am 08.09.2017 wurde der Fremde am Grenzübergang Mittenwald aufgefasst und ihm gegenüber durch die 
deutsche Bundespolizei eine Einreiseverweigerung verfügt. 
 

7. Zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung wurde am 10.09.2017 über den Fremden gemäß § 76 Abs. 2 Z 1 
FPG iVm § 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft angeordnet. 
 

8. Am 20.09.2017 stellte der Fremde erneut einen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

9. Am darauffolgenden Tag fand vor einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes die niederschriftliche 
Erstbefragung "Folgeantrag Asyl" des Beschwerdeführers statt. Dabei gab der Beschwerdeführer an, er habe zu 
seiner Mutter und seiner Schwester seit fünf Jahren keinen Kontakt. Dort, wo er wohnte, seien die Taliban und 
herrsche Krieg. Die Taliban seien zweimal zu ihm nach Hause gekommen, um ihn zu rekrutieren. Seine Mutter 
habe damals die Familienwohnung für seine Flucht verkauft. Er habe in Afghanistan nichts mehr. Sollten die 
Taliban seine Tätowierung sehen, drohe ihm die Todesstrafe. 
 

10. Bei seiner niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl am 29.09.2017 
brachte der Fremde nach Durchführung einer Rechtsberatung und im Beisein seines Rechtsberaters vor, seit 
2013/2014 Tätowierungen an beiden Armen zu haben. Er befürchte, aufgrund dieser Tätowierung im Falle einer 
Rückkehr in seinen Herkunftsstaat Probleme zu bekommen, weil Tätowierte dort als ungläubig gälten und er als 
Ungläubiger getötet würde. 
 

In dieser Einvernahme teilte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl dem Fremden mit, dass beabsichtigt 
sei, zum einen den Antrag auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache zurückzuweisen und zum 
anderen den faktischen Abschiebeschutz durch mündlichen Bescheid aufzuheben. In dieser Einvernahme wurde 
dem Fremden die Verfahrensanordnung gemäß § 29 Abs. 3 Z 4 und 6 AsylG 2005 übersetzt und ausgefolgt. 
 

11. Mit dem gegenständlichen mündlich verkündeten Bescheid vom 02.10.2017 hob das Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl gemäß § 12a Abs. 2 AsylG 2005 iVm § 22 Abs. 10 AsylG 2005 den faktischen 
Abschiebeschutz gemäß § 12 AsylG 2005 auf. 
 

Begründend führte das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl im Wesentlichen aus, dass sich der für die 
Entscheidung maßgebliche Sachverhalt seit dem rechtskräftigen Abschluss des Vorverfahrens nicht 
entscheidungswesentlich geändert habe. Soweit der Fremde ausgeführt habe, aufgrund von Tätowierungen 
Probleme in Afghanistan bekommen zu können, so stelle diese Vorbringen keine Neuerung dar, zumal dem 
Fremden dieser Umstand bereits bekannt gewesen sei, bevor noch das erste Verfahren zu einem Abschluss 
gekommen sei, und der Fremde diese Angaben im Erstverfahren wissentlich und vorsätzlich nicht vorgebracht 
habe. 
 

12. Das Bundesamt legte diesen Bescheid unter Anschluss des Verwaltungsaktes dem Bundesverwaltungsgericht 
vor. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen: 
 

Der Fremde trägt den Namen XXXX und ist am XXXX geboren. Er ist afghanischer Staatsangehöriger und 
Angehöriger der Volksgruppe der Tadschiken und bekennt sich zur sunnitischen Glaubensrichtung des Islam. Er 
stammt aus der Provinz Logar und lebte vor seiner Ausreise aus Afghanistan in Kabul. 
 

Der unter I. beschriebene Verfahrensgang steht fest. 
 

Bei den Tätowierungen des Fremden handelt es sich um einen Sachverhalt, der vor Beendigung des Verfahrens 
über den ersten Asylantrag verwirklicht worden und dem Fremden zur Kenntnis gelangt ist. 
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Hinsichtlich der aktuellen Lage im Herkunftsstaat des Fremden sind gegenüber den im rechtskräftig negativ 
abgeschlossenen Vorverfahren getroffenen Feststellungen keine entscheidungsmaßgeblichen Änderungen 
eingetreten. 
 

Der Fremde ist ledig. Seine Mutter und seine Schwester leben in Kabul bei einem Verwandten. In Österreich hat 
der Fremde keine Verwandten. 
 

Der Fremde ist gesund. 
 

Dem Fremden würde bei einer Überstellung nach Afghanistan nicht ein Eingriff in seine körperliche 
Unversehrtheit drohen. Bei einer Rückkehr nach Afghanistan, insbesondere in die Stadt Kabul, liefe er nicht 
Gefahr, grundlegende und notwendige Lebensbedürfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht 
befriedigen zu können und in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation zu geraten. 
 

Der Fremde ist in sprachlicher, beruflicher und gesellschaftlicher Hinsicht im Bundesgebiet nicht verfestigt. 
 

Der Fremde wurde wiederholt straffällig. Er wurde vom Bezirksgericht Innsbruck am 14.11.2013 wegen der 
Begehung des Deliktes nach § 83 StGB zu einer teilbedingten Geldstrafe unter Setzung einer Probefrist von drei 
Jahren verurteilt (Zl. 08 U 260/13k). Das Landesgericht Innsbruck verurteilte den Fremden am 30.06.2016 
wegen der Begehung des Verbrechens nach § 28a Abs. 1 5. Fall SMG zu einer Freiheitsstrafe von 15 Monaten 
und verlängerte die vom BG Innsbruck verhängte Probezeit auf fünf Jahre (Zl. 27 Hv 55/16y). Am 11.03.2017 
wurde der Fremde bedingt aus der Freiheitsstrafe entlassen. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellungen zur Staatsangehörigkeit des Fremden, seiner Herkunft, seiner Religion und 
Volksgruppenzugehörigkeit stützen sich ebenso wie die Feststellungen zum Familienstand des Fremden auf die 
diesbezüglich widerspruchsfreien, plausiblen und folglich glaubhaften Angaben des Fremden in den Verfahren 
über den ersten und den zweiten Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Die Feststellungen zum Verfahrensgang ergeben sich aus dem unbedenklichen verwaltungsbehördlichen und 
gerichtlichen Verfahrensakt. 
 

Die Feststellung zum Aufenthaltsort seiner Familienangehörigen gründet auf dem Ermittlungsergebnis im ersten 
Asylverfahren (Recherchen des Vertrauensanwaltes der Österreichischen Botschaft Islamabad), das vom 
Fremden in der Einvernahme beim Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl vom 29.09.2017 im Grunde 
akzeptiert wurde (vgl. Seite 5 der Niederschrift vom 29.09.2017). 
 

Die Feststellung, dass es sich bei den Tätowierungen des Fremden um einen Sachverhalt handelt, der vor 
Beendigung des Verfahrens über den ersten Asylantrag verwirklicht worden und dem Fremden zur Kenntnis 
gelangt ist, ergibt sich daraus, dass der Fremde in der Einvernahme beim Bundesamt für Fremdenwesen und 
Asyl vom 29.09.2017 angab, die Tätowierungen bereits seit 2013/2014 zu haben (vgl. Seite 5 der Niederschrift 
vom 29.09.2017), das erste Asylverfahren hinsichtlich des Status des Asylberechtigten und des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten jedoch erst mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 16.09.2014 und 
hinsichtlich der Rückkehrentscheidung erst mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 10.08.2017 
rechtskräftig abgeschlossen wurde. 
 

Die Feststellung, dass hinsichtlich der aktuellen Lage im Herkunftsstaat gegenüber den im rechtskräftig negativ 
abgeschlossenen Vorverfahren getroffenen Feststellungen keine entscheidungsmaßgeblichen Änderungen 
eingetreten sind, ergeben sich aus einem Vergleich des im ersten Asylverfahren vom Bundesverwaltungsgericht 
beigezogenen Länderberichtsmaterial mit dem dem Bundesverwaltungsgericht von Amts wegen vorliegenden 
Länderberichtsmaterial, insbesondere dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation vom 02.03.2017, 
zuletzt aktualisiert am 25.09.2017. 
 

Die Feststellungen zu den Folgen einer Ansiedlung in Afghanistan, insbesondere in der Stadt Kabul, ergeben 
sich - unter Berücksichtigung der von UNHCR aufgestellten Kriterien für das Bestehen einer internen 
Schutzalternative für Afghanistan - insbesondere aus dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation 
vom 02.03.2017, zuletzt aktualisiert am 25.09.2017, und aus einer gutachterlichen Stellungnahme des 
Ländersachverständigen Dr. RASULY vom 23.10.2015 zur Sicherheits- und Versorgungslage in Kabul im 
Verfahren betreffend einen anderen Asylwerber vor dem Bundesverwaltungsgericht im zur Zl. W119 2006001-1 
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protokollierten Verfahren in Zusammenschau mit den persönlichen Umständen des Fremden, insbesondere 
dessen familiären Anknüpfungspunkten und Ortskenntnis in Kabul. 
 

Die Feststellung, dass der Fremde am Grenzübergang Mittenwald aufgefasst und ihm gegenüber durch die 
deutsche Bundespolizei eine Einreiseverweigerung verfügt wurde, ergibt sich aus den unbedenklichen im Akt 
befindlichen Dokumenten der deutschen Behörden. 
 

Die Feststellung zum Gesundheitszustand beruht auf den Angaben des Fremden in der Einvernahme vor dem 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl am 29.09.2017 und in seinem ersten Asylverfahren. 
 

Die Feststellung zur Integrationsverfestigung im Bundesgebiet gründet auf den Angaben des Fremden in den 
Verfahren über den ersten und den zweiten Antrag auf internationalen Schutz. Aus einem Deutschkurs auf dem 
Niveau A2, einer Mitgliedschaft im Österreichischen Boxverband und einigen Bekanntschaften lässt sich noch 
kein fest verankertes Privatleben in Österreich ableiten, zumal der Fremde in der Einvernahme vor dem 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl am 29.09.2017 seine privaten Bindungen auf zwei Österreicher, die ihn 
unterstützten, von denen er aber nicht einmal die Vornamen wisse, und eine Freundin, mit der er zwar seit einem 
Jahr zusammen sei, von der er aber weder Namen noch Adresse kenne, beschränkte (vgl. Seite 3 f der 
Niederschrift vom 29.09.2017). 
 

Die Feststellungen zu den Vorstrafen des Fremden ergeben sich aus der Einsichtnahme in das Strafregister. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

3.1. Zu A) Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes: 
 

3.1.1. Die im vorliegenden Fall maßgeblichen Rechtsgrundlagen lauten wie folgt: 
 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 leg.cit. die 
Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn die Behörde 
nicht den Anlass zu einer Verfügung gemäß den Abs. 2 bis 4 dieser Bestimmung findet, wegen entschiedener 
Sache zurückzuweisen. 
 

§ 12 Abs. 1 AsylG 2005 ("Faktischer Abschiebeschutz") lautet: 
 

"Ein Fremder, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, kann, außer in den Fällen 
des § 12a, bis zur Erlassung einer durchsetzbaren Entscheidung, bis zur Gegenstandslosigkeit des Verfahrens 
oder nach einer Einstellung bis zu dem Zeitpunkt, an dem eine Fortsetzung des Verfahrens gemäß § 24 Abs. 2 
nicht mehr zulässig ist, weder zurückgewiesen, zurückgeschoben oder abgeschoben werden (faktischer 
Abschiebeschutz); § 32 bleibt unberührt. Sein Aufenthalt im Bundesgebiet ist zulässig. Ein auf Grund anderer 
Bundesgesetze bestehendes Aufenthaltsrecht bleibt unberührt. § 16 Abs. 4 BFA-VG gilt." 
 

Der mit "Faktischer Abschiebeschutz bei Folgeanträgen" überschriebene § 12a AsylG 2005 lautet 
(auszugsweise): 
 

"(1) Hat der Fremde einen Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23) nach einer zurückweisenden Entscheidung gemäß §§ 4a 
oder 5 oder nach jeder weiteren, einer zurückweisenden Entscheidung gemäß §§ 4a oder 5 folgenden, 
zurückweisenden Entscheidung gemäß § 68 Abs. 1 AVG gestellt, kommt ihm ein faktischer Abschiebeschutz 
nicht zu, wenn 
 

1. gegen ihn eine Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG oder eine Ausweisung gemäß § 66 FPG 
erlassen wurde, 
 

2. kein Fall des § 19 Abs. 2 BFA-VG vorliegt, 
 

3. im Fall des § 5 eine Zuständigkeit des anderen Staates weiterhin besteht oder dieser die Zuständigkeit 
weiterhin oder neuerlich anerkennt und sich seit der Entscheidung gemäß § 5 die Umstände im zuständigen 
anderen Staat im Hinblick auf Art. 3 EMRK nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit maßgeblich 
verschlechtert haben, und 
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4. eine Abschiebung unter Berücksichtigung des Art. 8 EMRK (§ 9 Abs. 1 bis 2 BFA-VG) weiterhin zulässig 
ist." 
 

(2) Hat der Fremde einen Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23) gestellt und liegt kein Fall des Abs. 1 vor, kann das 
Bundesamt den faktischen Abschiebeschutz des Fremden aufheben, wenn 
 

1. gegen ihn eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß § 
61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG besteht, 
 

2. der Antrag voraussichtlich zurückzuweisen ist, weil keine entscheidungswesentliche Änderung des 
maßgeblichen Sachverhalts eingetreten ist, und 
 

3. die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 
oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten und für ihn als Zivilperson keine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

(3) - (6) [...]" 
 

§ 22 BFA-VG, der die Überprüfung der Aufhebung des faktischen Abschiebeschutzes regelt, lautet: 
 

"(1) Eine Entscheidung des Bundesamtes, mit der der faktische Abschiebeschutz eines Fremden aufgehoben 
wurde (§ 12a Abs. 2 AsylG 2005), ist vom Bundesverwaltungsgericht unverzüglich einer Überprüfung zu 
unterziehen. Das Verfahren ist ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung zu entscheiden. § 20 gilt 
sinngemäß. § 28 Abs. 3 2. Satz VwGVG ist nicht anzuwenden. 
 

(2) Die Aufhebung des Abschiebeschutzes gemäß § 12a Abs. 2 AsylG 2005 und eine aufrechte 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG oder eine Ausweisung gemäß § 66 FPG sind mit der Erlassung der 
Entscheidung gemäß § 12a Abs. 2 AsylG 2005 durchsetzbar. Mit der Durchführung der die 
Rückkehrentscheidung oder Ausweisung umsetzenden Abschiebung gemäß § 46 FPG ist bis zum Ablauf des 
dritten Arbeitstages ab Einlangen der gemäß § 22 Abs. 10 AsylG 2005 zu übermittelnden Verwaltungsakten bei 
der zuständigen Gerichtsabteilung des Bundesverwaltungsgerichtes zuzuwarten. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat das Bundesamt unverzüglich vom Einlangen der Verwaltungsakten bei der zuständigen Gerichtsabteilung 
und von der im Rahmen der Überprüfung gemäß Abs. 1 getroffenen Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der 
Aufhebung des Abschiebeschutzes zu verständigen. 
 

(3) Über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Abschiebeschutzes im Rahmen der Überprüfung gemäß Abs. 1 
hat das Bundesverwaltungsgericht binnen acht Wochen zu entscheiden." 
 

3.1.2. Die Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes gemäß § 12a Abs. 2 AsylG 2005 ist den Fällen des 
Abs. 1 leg.cit. subsidiär, in welchen Fremden dieser Schutz schon ex lege nicht zukommt. Hier liegt schon 
deswegen kein Fall des Abs. 1 leg.cit. vor, weil der erste Asylantrag des Fremden in der Sache rechtskräftig 
erledigt wurde. 
 

3.1.3. Zu prüfen ist, ob die Voraussetzungen für die Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes gemäß § 
12a Abs. 2 AsylG 2005 im gegenständlichen Fall vorliegen: 
 

3.1.3.1. § 12a Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 (aufrechte Rückkehrentscheidung): 
 

Das Vorliegen einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 
§ 61 FPG, einer Ausweisung gemäß § 66 FPG oder eines Aufenthaltsverbots gemäß § 67 FPG ist notwendiges 
Tatbestandselement des § 12a Abs. 2 AsylG 2005. Mit Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 
vom 28.01.2015 wurde gegen den Fremden eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG getroffen; die dagegen 
eingebrachte Beschwerde wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 10.08.2017 rechtskräftig 
abgewiesen. Gegen den Fremden besteht damit eine aufrechte Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG im Sinne 
von § 12a Abs. 2 Z 1 AsylG 2005. 
 

3.1.3.2. § 12a Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 (res iudicata): 
 



 Bundesverwaltungsgericht 04.10.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 6 von 7 

Eine weitere Voraussetzung für die Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes ist gemäß § 12a Abs. 2 Z 2 
AsylG 2005, dass "der Antrag voraussichtlich zurückzuweisen ist, weil keine entscheidungswesentliche 
Änderung des maßgeblichen Sachverhalts eingetreten ist". Es ist also eine Prognose darüber zu treffen, ob der 
Antrag voraussichtlich (insbesondere wegen entschiedener Sache) zurückzuweisen sein wird. 
 

Eine neue Sachentscheidung ist im Fall desselben Begehrens aufgrund von Tatsachen und Beweismitteln, die 
schon vor Abschluss des vorangegangenen Verfahrens bestanden haben, ausgeschlossen, sodass einem 
Asylfolgeantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den ersten Asylantrag verwirklichten 
Sachverhalt stützt, die Rechtskraft des über den Erstantrag absprechenden Bescheides entgegensteht (VwGH 
17.09.2008, 2008/23/0684, mwH). 
 

Soweit der Fremde zum Folgeantrag (erstmals) angab, aufgrund von Tätowierungen an beiden Armen bei einer 
Rückkehr nach Afghanistan bedroht zu sein, so macht er damit ausschließlich Tatsachen geltend, die auch schon 
vor Beendigung des Verfahrens über den ersten Asylantrag verwirklicht worden und dem Fremden zur Kenntnis 
gelangt wären. Die Lage im Herkunftsstaat hat sich seit der rechtskräftigen Entscheidung über den ersten Antrag 
auf internationalen Schutz nicht entscheidungswesentlich geändert; eine solche Änderung wurde vom Fremden 
auch nicht vorgebracht. 
 

Folglich steht dem zweiten Asylantrag die Rechtskraft der über den ersten Antrag absprechenden 
Entscheidungen entgegen. 
 

3.1.3.3. § 12a Abs. 2 Z 3 AsylG 2005 (Prüfung der Verletzung von Rechten nach der EMRK): 
 

3.1.3.3.1. Als Voraussetzung für die Aufhebung des faktischen Abschiebeschutz normiert § 12a Abs. 2 AsylG 
2005 in seiner Ziffer 3, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung für den Asylwerber keine 
reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2, 3 oder 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
bedeuten und für ihn als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen darf. 
 

3.1.3.3.2. Bereits im ersten Verfahren hat das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl ausgesprochen, dass der 
Fremde bei einer Rückkehr in seinen Herkunftsstaat keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, 
Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention ausgesetzt wäre oder für ihn als Zivilperson 
als ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit in Folge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes bestehen würde. 
 

Auch im nunmehr zweiten Asylverfahren bzw. im Verfahren zur Aberkennung des faktischen 
Abschiebeschutzes gemäß § 12a Abs. 2 AsylG 2005 ist nichts hervorgekommen, was gegen die Abschiebung 
des Fremden in seinen Heimatstaat Afghanistan im Sinne dieser Bestimmungen spricht: 
 

3.1.3.3.3. Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes setzt die Beurteilung eines drohenden 
Verstoßes gegen Art. 2 oder 3 EMRK eine Einzelfallprüfung voraus, in deren Rahmen konkrete und 
nachvollziehbare Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Rückkehr in ihren 
Herkunftsstaat die reale Gefahr ("real risk") insbesondere einer gegen Art. 2 oder 3 EMRK verstoßenden 
Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung der möglichen Gefahren, die sich auf die 
persönliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen 
hat (vgl. etwa VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0053 mwN). Um von der realen Gefahr ("real risk") einer 
drohenden Verletzung der durch Art. 2 oder 3 EMRK garantierten Rechte eines Asylwerbers bei Rückkehr in 
seinen Heimatstaat ausgehen zu können, reicht es nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes nicht aus, 
wenn eine solche Gefahr bloß möglich ist. Es bedarf vielmehr einer darüber hinausgehenden Wahrscheinlichkeit, 
dass sich eine solche Gefahr verwirklichen wird (vgl. etwa VwGH 26.06.2007, 2007/01/0479 und 23.09.2009, 
2007/01/0515 mwN). 
 

Die Außerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch dann eine Verletzung von Art. 3 
EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage vorfindet, also die Grundbedürfnisse der 
menschlichen Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden können. Nach der auf der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte beruhenden Judikatur des 
Verwaltungsgerichtshofes ist eine solche Situation nur unter exzeptionellen Umständen anzunehmen (vgl. 
VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0063). 
 

Darüber hinaus ist auf die Rechtsprechung der Höchstgerichte zu verweisen, wonach es grundsätzlich der 
abschiebungsgefährdeten Person obliegt, mit geeigneten Beweisen gewichtige Gründe für die Annahme eines 
Risikos nachzuweisen, dass ihr im Falle der Durchführung einer Rückführungsmaßnahme eine dem Art. 3 
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EMRK widersprechende Behandlung drohen würde (vgl. VwGH 05.10.2016, Ra 2016/19/0158, mit Verweis auf 
das Urteil des EGMR vom 05.09.2013, I gegen Schweden, Appl. 61.204/09 mwH). 
 

Es sind keine Umstände bekannt geworden, die nahelegen würden, dass bezogen auf den Fremden ein "reales 
Risiko" einer gegen Art. 2 oder 3 EMRK verstoßenden Behandlung bzw. der Todesstrafe besteht. Der Fremde 
hat auch solche Umstände weder in der Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes noch in 
der Einvernahme durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl vorgebracht. 
 

3.1.3.3.4. Der Fremde hat nach eigenen Angaben in Österreich keine familiären Bindungen und nur lose soziale 
Kontakte. Der Fremde führt daher in Österreich kein iSd Art. 8 EMRK geschütztes Familienleben und verfügt in 
Österreich über keine maßgeblichen privaten Anknüpfungspunkte. Eine Abschiebung des Fremden bedeutet 
demnach keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 8 EMRK. 
 

3.1.3.3.5. Entsprechend den obigen Ausführungen stellt - nach einer Grobprüfung des Aktes - aus Sicht des 
Bundesverwaltungsgerichts die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen 
Herkunftsstaat für ihn somit keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 und 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 
6 oder Nr. 13 zur EMRK dar bzw. ist ein Eingriff in allfällig bestehende Rechte nach Art. 8 EMRK 
gerechtfertigt. Es besteht für ihn als Zivilperson auch keine ernsthafte Bedrohung seines Lebens und seiner 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes. 
 

3.1.4. Somit sind die Voraussetzungen des § 12a Abs. 2 AsylG 2005 gegeben, sodass die Aufhebung des 
faktischen Abschiebeschutzes rechtmäßig ist. Da § 22 Abs. 10 AsylG 2005 dies ausdrücklich vorsieht, war die 
vorliegende Entscheidung nicht mit Erkenntnis, sondern mit Beschluss zu treffen. 
 

3.1.5. Gemäß § 22 Abs. 1 2. Satz BFA-VG war ohne Durchführung einer mündlichen Verhandlung zu 
entscheiden. 
 

3.2. Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 des VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision gegen die gegenständliche Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die 
Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, zumal 
im vorliegenden Fall vornehmlich die Klärung von Sachverhaltsfragen maßgeblich für die zu treffende 
Entscheidung war. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 
VwGH ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche 
Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. 

European Case Law Identifier 

ECLI:AT:BVWG:2017:W244.1429018.3.00 


